
„Jetzt red i“ in Atting: Viel
Meinung, wenig Substanz
Ein Kommentar der BI-Pro Natur

Wer die BR-Sendung „Jetzt red i“ aus Atting verfolgt hat,
konnte den Eindruck gewinnen, dass zentrale Zusammenhänge nur
unvollständig dargestellt wurden. Gerade bei einem Thema wie
der Energiepolitik ist jedoch eine ehrliche und vollständige
Betrachtung entscheidend.

Arbeitsplätze:  Wachstum  hier  –
Abbau dort
Josef Gold betonte, die Erneuerbaren hätten in den letzten
drei Jahren 100.000 Arbeitsplätze geschaffen. Diese Zahl steht
erstmal im Raum – doch sie beschreibt nur einen Ausschnitt der
Realität.

Gleichzeitig  verliert  die  deutsche  Industrie  massiv  an
Substanz.  Schätzungen  zufolge  sind  2025  hier  rund  124.000
Arbeitsplätze  weggefallen,  insbesondere  im  Automobil-  und
Metallsektor. Diese Entwicklung bleibt in der Erfolgserzählung
unerwähnt.

Wer  ausschließlich  den  Zuwachs  in  einer  stark  staatlich
geförderten  Branche  hervorhebt,  während  energieintensive
Kernindustrien  unter  Kostendruck  geraten  oder  Standorte
verlagern, zeichnet ein unvollständiges Bild. Es entsteht der
Eindruck, dass Daten selektiv präsentiert werden – so, dass
sie  die  eigene  Argumentation  stützen,  während  strukturelle
Gegenentwicklungen ausgeblendet bleiben.

https://buergerinitiative-pronatur.de/jetzt-red-i-in-atting-viel-meinung-wenig-substanz/
https://buergerinitiative-pronatur.de/jetzt-red-i-in-atting-viel-meinung-wenig-substanz/


Eine  seriöse  Debatte  müsste  beide  Seiten  der  Medaille
beleuchten: die neu entstehenden Arbeitsplätze ebenso wie die
Verluste in traditionellen Industriezweigen – und vor allem
die Frage, ob hier eine nachhaltige Wertschöpfung entsteht
oder  lediglich  eine  Verschiebung  unter  veränderten
Rahmenbedingungen.

Strompreise: Gesunken – aber warum?
Es wurde von Gold auch betont, Deutschland habe nicht mehr die
höchsten Strompreise Europas und inzwischen lägen zehn andere
Länder darüber.

Was dabei kaum Erwähnung fand: Die EEG-Umlage, die über Jahre
maßgeblich zur Höhe der Strompreise beitrug, wird heute nicht
mehr  über  die  Stromrechnung,  sondern  aus  Steuermitteln
finanziert. Die Belastung verschwindet damit nicht – sie wird
lediglich anders verteilt.

Gleichzeitig  sind  andere  Länder  durch  CO₂-Bepreisung  ihrer
Kohlekraftwerke  zusätzlich  belastet.  Eine  im  politischen
Rahmen  veränderte  Preisstruktur  in  Europa  als  nationalen
Erfolg darzustellen, greift daher zu kurz.

Auch hier zeigt sich ein Muster: Einzelne Kennzahlen werden
hervorgehoben,  während  systemische  Zusammenhänge  –
Finanzierung,  Umlagen,  Netzstabilisierung  –  nur  am  Rande
vorkommen. Das Ergebnis ist eine halbe Wahrheit, die sich gut
präsentieren lässt, aber nicht das vollständige Bild abbildet.



Der Preis der Versorgungssicherheit
Wind- und Solarstrom sind in der Erzeugung günstig – doch sie
liefern  nicht  kontinuierlich.  Deshalb  braucht  es  Backup-
Kraftwerke, Netzausbau und Speicherlösungen.

Zur Stabilisierung der Netzentgelte werden für 2026 staatliche
Mittel in Höhe von 6,5 Milliarden Euro bereitgestellt. Ohne
diese Zuschüsse würden die Netzkosten deutlich steigen. Der
Strom mag an der Quelle preiswert sein – die Systemkosten sind
es nicht.

Eine  ehrliche  Kostenbilanz  müsste  Erzeugung,  Netzausbau,
Reservekapazitäten  und  staatliche  Zuschüsse  gemeinsam
betrachten.

Vom  Waldschützer  zum  Ausbau-
Beschleuniger?
Besonders  auffällig  war  die  veränderte  Tonlage  bei  Hubert
Aiwanger. Noch vor wenigen Jahren stand er öffentlich für den
Schutz bayerischer Wälder und verteidigte die 10H-Regelung als
Schutzinstrument für Mensch und Natur. Heute tritt er als
Befürworter  eines  beschleunigten  Ausbaus  auf  –  auch  in
sensiblen Waldregionen.

Politische Positionen dürfen sich ändern. Doch eine solche
Kursverschiebung  wirft  Fragen  auf.  Was  hat  sich  in  der
Bewertung  grundlegend  verändert?  Welche  neuen  Erkenntnisse
rechtfertigen eine Abkehr von früher vertretenen Grundsätzen?
Und weshalb wird der Ausbau nun als alternativlos dargestellt,
wo zuvor Zurückhaltung gefordert wurde?

Wer  politische  Verantwortung  trägt,  sollte  Richtungswechsel
nachvollziehbar  begründen.  Gerade  beim  Thema  Waldschutz



erwarten  viele  Bürgerinnen  und  Bürger  Kontinuität  –  oder
zumindest eine transparente Erklärung für den Wandel.

Verschobene  Maßstäbe  –  vom
Kompromiss zur Ausweitung
Die Entwicklung bei den Kolleginnen und Kollegen der EjUn
verdeutlicht, wie sich Debatten im Laufe der Zeit verschieben
können – ohne dass dies hier bewertet werden soll.

Zu Beginn der Diskussion wurden zwei bis drei Windräder als
„vertretbarer  Kompromiss“  bezeichnet.  Inzwischen  ist  in
öffentlichen Aussagen von rund zehn Anlagen die Rede, die man
mittragen  wolle.  Diese  Veränderung  wirft  Fragen  auf:  Wenn
anfangs wenige Anlagen als obere Grenze definiert wurden, wie
kommt  es  zu  einer  derart  deutlichen  Ausweitung  innerhalb
relativ kurzer Zeit?

Es  entsteht  der  Eindruck,  dass  durch  zunehmende
Kompromissbereitschaft  versucht  wird,  Einfluss  zu  behalten
oder  als  konstruktiver  Gesprächspartner  wahrgenommen  zu
werden.  Doch  erfahrungsgemäß  führt  diese  Strategie  selten
dazu,  dass  Ausbaupläne  tatsächlich  kleiner  werden.  Häufig
verschiebt sich vielmehr der Ausgangspunkt der Debatte – und
mit ihm die Akzeptanzgrenze.

Genau hier liegt das Problem: Wer einmal signalisiert, dass
eine  bestimmte  Zahl  „vertretbar“  sei,  öffnet  die  Tür  für
weitere Forderungen. Aus drei werden fünf, aus fünf werden
zehn. Die Diskussion verlagert sich Schritt für Schritt – ohne
dass die grundlegende Frage neu gestellt wird.

Wir  haben  uns  bewusst  für  einen  anderen  Weg  entschieden.
Unsere  Position  ist  klar  und  bleibt  klar:  In  unseren
windschwachen Regionen stehen Nutzen und Eingriff in keinem



angemessenen Verhältnis. Deshalb halten wir weder drei noch
zehn Anlagen für sinnvoll.

Standhaftigkeit  mag  weniger  kompromissbereit  wirken  –  sie
schafft jedoch Transparenz und Verlässlichkeit. Und genau das
erwarten wir auch in dieser Debatte.

Schlusswort
Die Energiewende braucht Transparenz, belastbare Zahlen und
eine vollständige Betrachtung aller Kosten und Folgen. Was sie
nicht  braucht,  sind  selektive  Darstellungen  oder  politisch
motivierte Verkürzungen.

Wir  bleiben  bei  unserer  Linie  –  sachlich,  kritisch  und
unabhängig.

Eure BI-Pro Natur





Energiegewinner  oder
Energiemüll?  –  Warum  die
Windkraft  in  ihrer  jetzigen
Form zum Problem wird

In  einem  aufsehenerregenden  Vortrag  rechnet  ein  deutscher
Professor mit der Energiewende ab. Genauer: mit dem blinden
Vertrauen  in  Windkraftanlagen  als  tragende  Säule  der
Energieversorgung.  Unter  dem  Titel  „Energieschwachsinn  von
Windrädern“ analysiert er, warum Windkraft aus seiner Sicht
mehr Schaden als Nutzen bringt. Die Aussagen sind streitbar,
doch  sie  werfen  essenzielle  Fragen  auf  –  über  technische
Realitäten, wirtschaftliche Schieflagen und gesellschaftliche
Verantwortung.

Gewinner gesucht: Wer profitiert wirklich von Windrädern?
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Der Professor bringt es provokant auf den Punkt: Nicht der
Stromkunde oder die lokale Bürgerschaft sind die Gewinner der
Windenergie, sondern einzelne Verpächter, die jährlich hohe
Summen  für  die  Bereitstellung  ihres  Grundstücks  kassieren.
Alle anderen zahlen drauf.

Laut  ihm  werfen  nur  rund  20 %  aller  Windparks  überhaupt
Gewinne ab. Besonders in Hessen hätten neue Anlagen deutlich
weniger Strom produziert als prognostiziert. Die Differenz:
rund 20 % unter den berechneten Erträgen. Die Konsequenz:

„Alle anderen sind Verlierer.“

Ein derartiges Missverhältnis zwischen Erwartung und Realität
wäre in jeder anderen Branche ein Skandal.

Ein System aus Überschuss, Export und Entsorgungskosten

Besonders alarmierend ist ein anderer Aspekt seiner Kritik:
Schon heute exportiert Deutschland etwa ein Viertel seines
Wind-  und  Solarstroms  ins  Ausland.  Nicht  etwa  als
Exportschlager  –  sondern  weil  der  Strom  hier  nicht  mehr
gebraucht wird. Polen hat sogar Netzsperren eingeführt, um
sich vor den Überschussmengen zu schützen.

Noch absurder: Der Export erfolgt nicht etwa gewinnbringend,
sondern  teilweise  mit  negativen  Börsenpreisen.  Das  heißt:
Deutschland  zahlt  dafür,  seinen  Strom  loszuwerden.  Der
Professor nennt das zurecht einen Skandal.

Thüringen als Beispiel: Wenn der Strombedarf mit Wind nichts
zu tun hat

Am  Beispiel  Thüringens  zeigt  der  Professor,  wie  weit
Produktion  und  Bedarf  auseinanderklaffen.  Der  Strombedarf
liegt dort bei etwa 2500 Megawatt. Die erzeugte Windenergie
liegt jedoch oft weit darunter – und in Spitzenzeiten weit
darüber. Besonders kritisch: Die Erzeugung fällt regelmäßig
auf null.



„Diese Windstromerzeugung sinkt regelmäßig auf null.“

Genau in diesen Momenten muss Strom zugekauft oder aus anderen
Quellen bereitgestellt werden. Das führt zu einem instabilen
Netz und verteuert die Energieversorgung für alle.

Unsere  Argumente:  Was  die  Diskussion  um  Windkraft  oft
verschweigt

Die  Aussagen  des  Professors  decken  sich  mit  vielen
Beobachtungen,  die  in  der  öffentlichen  Debatte  kaum  Platz
finden. Daher wollen wir eigene Aspekte einführen, die die
Diskussion  erweitern.  So  wird  beispielsweise  kaum
thematisiert, wie massiv Windräder in Natur und Landschaft
eingreifen. Die Rodung von Waldflächen für Windparks zerstört
wertvolle Lebensräume für Tierarten, zerschneidet Wanderwege
und mindert den Erholungswert ganzer Regionen erheblich.

Hinzu kommen gesundheitliche Auswirkungen, die oft verharmlost
werden:  Infraschall  sowie  ständige  Lichtreflexionen  können
nachweislich  Schlafstörungen,  Kopfschmerzen  und  sogar
psychische Belastungen auslösen. Dennoch werden viele Studien
zu diesem Thema ignoriert oder bewusst kleingeredet.

Auch der Nutzen für die Allgemeinheit bleibt fraglich: Die
wirtschaftlichen  Gewinne  landen  in  der  Regel  bei  großen
Energiegesellschaften oder Projektentwicklern. Die betroffenen
Gemeinden vor Ort hingegen tragen die Belastung, ohne dass
eine nennenswerte Wertschöpfung bei ihnen verbleibt.

Und  schließlich  stellt  sich  die  Frage  nach  der
Versorgungssicherheit:  Ohne  funktionierende
Speichertechnologien  sind  Windräder  als  dauerhafte
Energielieferanten  unzuverlässig.  In  sogenannten
Dunkelflauten, die mehrere Tage andauern können, stehen auch
tausend  Windräder  still.  Das  Risiko  eines  instabilen
Stromnetzes  steigt  damit  erheblich.



Fazit: Ein Weckruf, den wir nicht ignorieren dürfen

Die Aussagen des Professors sollten nicht als Polemik abgetan,
sondern  als  Mahnung  verstanden  werden:  Die  Energiewende
braucht Realitätssinn. Windkraft kann Teil der Lösung sein,
aber  nicht  so,  wie  sie  heute  betrieben  wird.  Ohne  große
Speicherlösungen, ohne sinnvolle Standortwahl und ohne echte
Beteiligung der Bürger vor Ort ist sie ein teures, unsoziales
und landschaftszerstörendes Experiment.

Wir  fordern:  Schluss  mit  Symbolpolitik  –  her  mit  einem
ehrlichen, ökologisch und sozial tragbaren Energiemodell für
Deutschland.

Gefährdete  Greifvögel  im
Visier: Rotmilan-Vorkommen im
geplanten Windkraftgebiet bei
Pramersbuch entdeckt
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Mitten im Herzen der niederbayerischen Kulturlandschaft spitzt
sich  ein  grundlegender  Zielkonflikt  zwischen  der  dringend
benötigten Energiewende und dem Schutz bedrohter Arten zu. Im
Gebiet  rund  um  Pramersbuch,  wo  die  Errichtung  mehrerer
moderner  Windkraftanlagen  geplant  ist,  wurden  in  den
vergangenen  Wochen  wiederholt  Rotmilane  (Milvus  milvus)
gesichtet  –  eine  in  Deutschland  streng  geschützte
Greifvogelart, die als besonders windkraftsensibel gilt.

Die geplanten Windenergieanlagen, die jeweils eine Leistung
von 7,2 Megawatt und eine Gesamthöhe von 261 Metern erreichen
sollen, sind Teil eines groß angelegten Projekts zur Förderung
erneuerbarer Energien in der Region Mengkofen. Ziel ist es,
klimafreundlichen  Strom  für  mehr  als  33.000  Haushalte  zu
erzeugen und die lokale Wertschöpfung zu stärken. Doch der
Schutz  der  Artenvielfalt  stellt  die  Planer  vor  erhebliche
Herausforderungen.

Rotmilan: Ein Symbol für Bayerns Artenvielfalt

Der  Rotmilan  ist  nicht  nur  ein  faszinierender  Greifvogel,



sondern auch ein Symbol für die biologische Vielfalt Bayerns.
Deutschland trägt eine besondere Verantwortung für den Erhalt
dieser Art, da hier etwa die Hälfte des weltweiten Bestands
brütet. Rotmilane sind auf strukturreiche Kulturlandschaften
angewiesen, in denen sie ausreichend Nahrung und geeignete
Brutplätze  finden.  Gerade  diese  Lebensräume  sind  jedoch
zunehmend  durch  Infrastrukturprojekte  wie  Windkraftanlagen
bedroht.

Präzise Nachweise durch engagierte Bürgerinnen und Bürger

In  den  letzten  Wochen  haben  aufmerksame  Anwohnerinnen  und
Anwohner  mehrfach  Rotmilane  beim  Jagen,  Kreisen  und  Ruhen
beobachtet. Die Beobachtungen wurden sorgfältig dokumentiert:
Viele  hochauflösende  Fotos  teilweise  mit  GPS-Koordinaten,
Datum  und  Uhrzeit  belegen  eindeutig,  dass  sich  die  Tiere
regelmäßig im betroffenen Areal aufhalten – und zwar nicht
zufällig,  sondern  mit  territorialem  Bezug.  Die  Sichtungen
deuten auf mehrere ortsansässige Paare hin.

Die Bürgerinitiative hat die Nachweise systematisch gesammelt
und in Beobachtungsprotokollen festgehalten. Mehrere Personen
haben  die  Aktivitäten  der  Rotmilane  unabhängig  voneinander
bestätigt. „Die Tiere fliegen regelmäßig über die geplanten
Standorte  hinweg  –  teils  genau  auf  Höhe  der  späteren
Rotorblätter.  Das  ist  ein  klares  Alarmzeichen“,  erklärt
Bürgerinitiative  Pronatur.  „Wir  sprechen  uns  nicht
grundsätzlich gegen Windkraft aus – aber nicht an Orten, wo
sie streng geschützte Arten gefährdet.“

Gesetzliche Lage: Artenschutz als verbindliches Leitprinzip

Die  rechtliche  Situation  ist  eindeutig:  Nach  dem
Bundesnaturschutzgesetz und dem europäischen Naturschutzrecht
dürfen Windkraftanlagen nicht in Gebieten errichtet werden, in
denen  windkraftsensible  Arten  wie  der  Rotmilan  regelmäßig
vorkommen.  Das  sogenannte  „Helgoländer  Papier“  der
Länderarbeitsgemeinschaft  der  Vogelschutzwarten  empfiehlt



einen  Mindestabstand  von  1.000  bis  1.500  Metern  zu  einem
Horst. Darüber hinaus ist das gesamte Umfeld – insbesondere in
einem  Radius  von  bis  zu  3.000  Metern  –  auf  bedeutende
Jagdhabitate zu prüfen. Wird eine erhebliche Kollisionsgefahr
festgestellt,  ist  das  Vorhaben  in  der  Regel  nicht
genehmigungsfähig.

In Bayern wurden bereits zahlreiche Windkraftprojekte aufgrund
nachgewiesener  Rotmilan-Vorkommen  untersagt  oder  gestoppt.
Auch  technisch  gesteuerte  Abschaltzeiten  gelten  aus
artenschutzrechtlicher Sicht nicht als ausreichend, sofern das
Kollisionsrisiko insgesamt als erheblich eingestuft wird.

Energiewende und Naturschutz: Ein Balanceakt

Die Energiewende ist ein zentrales gesellschaftliches Ziel,
das auch in der Region Mengkofen mit Nachdruck verfolgt wird.
Die geplanten Windkraftanlagen sollen einen wichtigen Beitrag
zur Reduktion von CO₂-Emissionen und zur Unabhängigkeit von
fossilen Rohstoffen leisten. Doch der Schutz bedrohter Arten
wie des Rotmilans darf dabei nicht ins Hintertreffen geraten.
Der Naturschutzbund (NABU) und andere Umweltverbände mahnen,
dass die gesetzlichen Vorgaben konsequent eingehalten werden
müssen und Ausnahmen nur in eng begrenzten Fällen zulässig
sind.

Forderungen  der  Bürgerinitiative:  Planungsstop,  Transparenz
und unabhängige Gutachten

Angesichts der dokumentierten Rotmilan-Aktivitäten fordert die
Bürgerinitiative  einen  sofortigen  Stopp  der  aktuellen
Windkraftplanungen im Gebiet Pramersbuch. Es sei unerlässlich,
zunächst  ein  unabhängiges,  fachlich  fundiertes
Artenschutzgutachten in Auftrag zu geben, das die Situation
vor Ort objektiv bewertet. Nur so könne sichergestellt werden,
dass die streng geschützten Greifvögel nicht durch den Bau und
Betrieb der Anlagen gefährdet werden.

Darüber hinaus setzt sich die Initiative für eine transparente



Beteiligung der Öffentlichkeit im gesamten Planungsverfahren
ein. Sämtliche gesetzlichen Vorgaben im Bereich Arten- und
Naturschutz  müssten  konsequent  eingehalten  werden  –  ohne
Abstriche und ohne voreilige Ausnahmen.

„Artenschutz  ist  kein  Luxus,  sondern  ein  gesetzlich
verankertes Grundprinzip. Die Energiewende muss im Einklang
mit dem Naturschutz stehen – nicht auf Kosten unserer letzten
Greifvögel“, betont die Bürgerinitiative Pronatur.

Die  kommenden  Monate  werden  zeigen,  ob  es  gelingt,  einen
tragfähigen Kompromiss zwischen Klimaschutz und Artenschutz zu
finden – oder ob der Rotmilan zum Symbol eines ungelösten
Zielkonflikts in der bayerischen Energiewende wird.

Frankreich  stoppt  Windkraft:
Schutz für Mensch & Natur
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Es ist ein Paukenschlag aus Frankreich, der weit über die
Landesgrenzen  hinaus  hallt:  Das  französische  Parlament  hat
beschlossen, sämtliche neuen Genehmigungen für Windkraft- und
Solarparks  vorerst  zu  stoppen.  Dieser  Schritt  kommt
überraschend, aber er ist überfällig – und ein Signal, das
auch Deutschland ernst nehmen sollte. Denn was seit Jahren von
vielen  Bürgern,  Wissenschaftlern  und  Umweltschützern
kritisiert wird, scheint in Frankreich nun erstmals politisch
Gehör zu finden.

Grund für das Moratorium ist der zunehmende Druck aus der
Bevölkerung.  Immer  mehr  Menschen  spüren,  dass  der  massive
Ausbau erneuerbarer Energien nicht nur Vorteile bringt. Im
Gegenteil: Die sogenannten „grünen“ Technologien haben in den
vergangenen Jahren massive Spuren in Natur, Landschaft und
Lebensqualität  hinterlassen.  Windräder,  einst  als
Hoffnungsträger  gefeiert,  sind  vielerorts  zu  Symbolen  der
Entfremdung  geworden.  Riesige  Konstruktionen  ragen  in  die
Landschaft, prägen ganze Regionen und zerstören dabei nicht
selten Lebensräume, die über Jahrzehnte gewachsen sind. Wälder
werden gerodet, um Platz für neue Anlagen zu schaffen. Böden
werden verdichtet, Biotope unwiederbringlich zerstört.

Nicht  nur  die  Natur  leidet,  auch  die  Menschen  selbst.
Besonders  in  ländlichen  Regionen  wird  die  Belastung  durch
Windräder immer deutlicher spürbar. Viele Anwohner berichten
über  Dauerlärm,  Infraschall,  Schattenschlag  und
gesundheitliche  Beschwerden  wie  Schlafstörungen  oder
Kopfschmerzen. Die Nähe mancher Anlagen zu Wohnhäusern ist
erschreckend – teils stehen sie in wenigen Hundert Metern
Entfernung.  Hinzu  kommt  der  wirtschaftliche  Schaden:
Immobilien verlieren an Wert, Tourismus bricht ein, Menschen
fühlen sich übergangen und ausgeliefert.

Auch der Tierwelt setzen die Anlagen enorm zu. Jahr für Jahr
sterben  zehntausende  Vögel  durch  Kollisionen  mit
Rotorblättern. Besonders betroffen sind Greifvögel, die ihre
Flugbahnen  nicht  an  die  künstlichen  Hindernisse  anpassen



können. Fledermäuse, die auf bestimmte Jagdgebiete angewiesen
sind, verschwinden, weil sie den durch Windräder erzeugten
Druckunterschieden  nicht  standhalten  können.  Ganze
Populationen gehen verloren – still, fast unbemerkt und doch
dramatisch.

Doch nicht nur Windkraftanlagen stehen in der Kritik. Auch der
Ausbau  von  Photovoltaik  –  insbesondere  in  Form  großer
Solarparks – hat seine Schattenseiten. Immer mehr fruchtbare
Ackerflächen werden für riesige Anlagen versiegelt. Was früher
der Nahrungsmittelproduktion diente, wird nun mit Metall und
Glas überzogen. Besonders in Zeiten geopolitischer Spannungen
und  wachsender  Unsicherheit  bei  der  Lebensmittelversorgung
wirkt  dieser  Trend  geradezu  paradox.  Die  Versiegelung  von
wertvollem Boden ist ein Eingriff in die Zukunftsfähigkeit
ganzer  Regionen  –  und  wird  dennoch  mit  dem  Etikett
„nachhaltig“  versehen.

Das  französische  Moratorium  markiert  hier  eine  dringend
notwendige  Zäsur.  Zum  ersten  Mal  steht  nicht  der  blinde
Fortschrittsglaube im Vordergrund, sondern die Frage nach den
realen  Folgen.  Ziel  ist  eine  umfassende  Folgenabschätzung,
eine ehrliche Bewertung der ökologischen, gesundheitlichen und
gesellschaftlichen  Auswirkungen  des  Erneuerbaren-Ausbaus.
Genau das, was Kritiker seit Jahren fordern: keine Politik
nach Bauchgefühl, sondern nach Fakten.

Begleitet  wurde  die  Abstimmung  von  einem  politischen
Paukenschlag: Die Fraktion des Rassemblement National brachte
zeitgleich  einen  Antrag  ein,  das  2020  stillgelegte
Atomkraftwerk Fessenheim wieder ans Netz zu nehmen. Auch wenn
dieser  Vorstoß  schnell  von  der  Atomaufsicht  abgeschmettert
wurde  –  das  Kraftwerk  ist  inzwischen  technisch  weitgehend
abgebaut  und  ein  Wiederanlauf  ist  kaum  realisierbar  –
verdeutlicht  der  Vorstoß  doch  eines:  Die  Debatte  um
Energieversorgung  ist  in  Bewegung  geraten.  Es  gibt  wieder
Alternativen,  Diskussionen,  ein  Ringen  um  Wege  statt  das
monotone Mantra vom „alternativlosen“ Ausbau.



Dass der Beschluss überhaupt zustande kam, lag auch an der
Zusammensetzung des Parlaments zum Zeitpunkt der Abstimmung.
Ein  Bündnis  aus  den  Republikanern  und  dem  Rassemblement
National  brachte  genügend  Stimmen  zusammen,  während  viele
Abgeordnete der Regierung und linker Parteien nicht anwesend
waren. Ein politischer Zufall vielleicht – aber einer, der
einen echten Wandel auslösen könnte.

Was Frankreich hier tut, ist kein Rückschritt. Es ist ein
Innehalten.  Ein  Nachdenken.  Ein  notwendiger  Moment  der
Besinnung  in  einer  Debatte,  die  viel  zu  lange  von
technokratischer Alternativlosigkeit geprägt war. Wer wirklich
die Umwelt schützen will, darf sie nicht durch gigantische
Industrieanlagen  im  grünen  Gewand  zerstören.  Nachhaltigkeit
bedeutet, Mensch und Natur in Einklang zu bringen – nicht, sie
gegeneinander auszuspielen.

Frankreich  zeigt,  dass  es  auch  anders  geht.  Der  Ausbau
erneuerbarer  Energien  muss  demokratisch  legitimiert,
ökologisch verträglich und sozial gerecht sein. Es darf nicht
darum gehen, möglichst viele Anlagen in möglichst kurzer Zeit
zu  errichten.  Es  muss  darum  gehen,  die  richtigen
Entscheidungen für eine lebenswerte Zukunft zu treffen – mit
Weitsicht, Augenmaß und Rücksicht.

Doch der Widerstand gegen Wind- und Solarparks speist sich
nicht nur aus Umwelt- und Gesundheitsaspekten. Auch ökonomisch
gerät der Ausbau zunehmend in die Kritik. Immer mehr Kommunen
berichten von fehlender Wertschöpfung vor Ort. Die Gewinne
fließen  meist  an  überregionale  Investoren  oder  große
Energiekonzerne,  während  die  betroffenen  Gemeinden  mit  den
Lasten  allein  gelassen  werden.  Das  versprochene  „Teilhabe-
Modell“ für Bürger funktioniert in der Praxis oft nicht. Die
Einnahmen sind gering, der Einfluss auf Standortentscheidungen
noch geringer.

Hinzu kommt ein Thema, das bislang viel zu wenig beachtet
wird: die Material- und Rohstofffrage. Windräder, insbesondere



Offshore-Anlagen, benötigen riesige Mengen an Beton, Stahl und
seltenen Erden – etwa für Permanentmagnet-Generatoren. Diese
Rohstoffe stammen oft aus Ländern mit fragwürdigen Umwelt- und
Sozialstandards.  Der  „grüne“  Strom  ist  also  häufig  nur
vordergründig  sauber,  während  anderswo  Umweltzerstörung,
Ausbeutung und Kinderarbeit an der Tagesordnung stehen. Ein
grünes  Gewissen  auf  dem  Rücken  anderer  –  das  kann  keine
nachhaltige Zukunft sein.

Auch  die  Entsorgung  wird  zum  Problem:  Erste  Windparks
erreichen bald das Ende ihrer Lebensdauer. Doch was passiert
mit  den  riesigen  Rotorblättern,  die  aus  Verbundstoffen
bestehen und kaum recycelbar sind? Schon heute türmen sich
ausgediente  Blätter  auf  Deponien  –  ein  wachsender  Berg
ungelöster Entsorgungsprobleme. Von einem echten „Kreislauf“
kann keine Rede sein.

Ein  weiterer  kritischer  Punkt  ist  die  Volatilität  dieser
Energiequellen. Wind- und Sonnenstrom stehen nicht zuverlässig
zur Verfügung, sondern nur, wenn das Wetter mitspielt. Das
zwingt  die  Netzbetreiber  zu  massiven  Eingriffen  ins
Stromsystem  –  mit  hohen  Kosten.  Gleichzeitig  müssen
konventionelle Kraftwerke – oft Gaskraftwerke – als Reserve
vorgehalten werden. Der sogenannte „Zappelstrom“ bringt also
keine  Versorgungssicherheit,  sondern  macht  das  System
anfällig,  teuer  und  instabil.

Auch auf internationaler Ebene wird diese Diskussion lauter.
In Skandinavien, Italien, Spanien und den USA mehren sich
Stimmen, die einen „Green Deal“ nicht als Freifahrtschein für
Großindustrie im Namen der Ökologie sehen wollen. Viele dieser
Länder setzen nun verstärkt auf echte Innovation: dezentrale,
bedarfsgerechte  Systeme,  Speichertechnologien  und  den
sparsamen  Umgang  mit  Ressourcen  statt  Flächenverbrauch  im
Gigawattmaßstab.

Die große Frage lautet: Wollen wir wirklich unsere letzten
unberührten Landschaften opfern – für Technologien, die selbst



erhebliche Nebenwirkungen haben? Oder brauchen wir eine neue
Debatte darüber, wie eine wirklich nachhaltige Energiewende
aussieht?  Frankreich  hat  einen  mutigen  Schritt  gewagt.
Vielleicht ist es Zeit, auch bei uns nicht länger die Augen zu
verschließen.
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